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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Alfer- Bei der Börſe in Hannover iſt der 
gnädigſt geruht, Regierungsaſſeſſor Freiherr von Branden⸗ 
den Gewerbeinſpektoren Dr. Klocke in ſtein in Hannover zum Stellvertreter des 


Bochum, Dr. Markstahler in Neu- Staatskommiſſars beſtellt worden. 
wied und Dr. Werner in Hirſchberg 


i. Schl. den Charakter als Gewerberat Fräulein Eva Schuhmacher aus Breslau 

mit dem perſönlichen Range als Rat iſt zum 1. Juni d. Is. der Gewerbeinſpektion 

vierter Klaſſe zu verleihen, Breslau 1 als Gewerbeinſpektionsaſſiſtentin 
den Baugewerkſchuldirektor Jeßen in überwieſen worden. 

Magdeburg zum Regierungs⸗ und Zum 1. Juni d. 38. find verſetzt worden: 

Gewerbeſchulrat zu ernennen und der Gewerbeinſpektor Dr. Niebling von 
dem Kommiſſionsrat Hermaun Claaß in Cöln⸗Land nach Düſſeldorf unter Ver⸗ 

Königsberg i. Pr. den Charakter als leihung der Stelle des zweiten gewerbe⸗ 


techniſchen Hilfsarbeiters bei der dortigen 
Regierung und 

der Gewerbeaſſeſſor Dr. Roſebrock von 
Barmen nach Cöln zur kommiſſariſchen 
g der Gewerbeinſpektion Cöln⸗ 
Land. 


Geheimer Kommiſſionsrat zu verleihen. 


Bei dem Miniſterium für Handel und 
Gewerbe find der techniſche Eiſenbahnſekretär 
Bublitz als Geheimer erpedierender Sekretär 
und Kalkulator und der Geheime Kanzlei⸗ 
ſekretär Groth als Geheimer Regiſtrator 
angeſtellt worden. 


Dem Regierungs⸗ und Gewerbeſchulrat 
Jeßen iſt die etatsmäßige Stelle eines Re⸗ 
gierungs⸗ und Gewerbeſchulrats bei der 
Regierung in Magdeburg übertragen worden. 


Anſage 
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II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Invalideuverſicherung der Hilfsperſonen der Unterbeamten. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Mai 1908. 

Zur Regelung des Verfahrens für die Invalidenverſicherung der von den Unter⸗ 
beamten zugezogenen Hilfsperſonen haben die Herren Miniſter des Innern und der Finanzen 
die hierunter abgedruckte gemeinſchaftliche Rundverfügung vom 20. März d. 3. erlaſſen, die 
auch für den Bereich meiner Verwaltung zu beachten iſt. 


In Vertretung. 
0. B. 1112. 1. 4667. Dr. Richter. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Berlin, den 20. März 1908. 

Zur Regelung des Verfahrens für die Invalidenverſicherung der Perſonen, welche 
von den Unterbeamten bei den dieſen gegen Pauſchalentſchädigung übertragenen Ver⸗ 
richtungen, insbeſondere bei der Reinigung und Heizung der Dienſträume zugezogen werden, 
beſtimmen wir für den Bereich der allgemeinen Staatsverwaltung und der Verwaltung 
des Innern hierdurch folgendes: 

1. Der Unterbeamte hat die Hilfsperſonen, die er zuzuziehen beabſichtigt, un⸗ 
verzüglich der vorgeſetzten Dienſtbehörde namhaft zu machen; dies gilt auch 
dann, wenn die Hilfsperſonen Angehörige des Unterbeamten ſind. 

2. Die vorgeſetzte Dienſtbehörde hat zu prüfen, ob die Hilfsperſonen verſicherungs⸗ 
pflichtig ſind und ob als deren Arbeitgeber der Staat anzuſehen iſt. 

Für die Prüfung dieſer Frage wird auf die vom Reichs-Verſicherungsamt 
herausgegebene „Anleitung, betreffend den Kreis der nach dem Juvaliden— 
verſicherungsgeſetze verſicherten Perſonen“ vom 6. Dezember 1905, Ziffer 28 
bis = (Amtliche Nachrichten des Reichs⸗Verſicherungsamts von 1905 ©. 613) 
verwieſen. 

3. Inſoweit die Prüfung ergibt, daß die Hilfsperſonen verſicherungspflichtig ſind 
und daß als deren Arbeitgeber der Staat anzuſehen iſt, iſt der Unterbeamte 
beaches die Hilfsperſonen auf die durch das Bedürfnis gebotene Zahl zu 
eſchränken. 

4. Inſoweit hiernach der Staat zur Entrichtung der Verſicherungsbeiträge ver⸗ 
pflichtet iſt, iſt dem Unterbeamten aufzugeben, die Hilfsperſonen anzuhalten, 
daß ſie ſich die Ouittungskarten ausſtellen laſſen und ſie dem Rendanten der 
die Entſchädigung an den Unterbeamten zahlenden Kaſſe vorlegen. 

Der Kaſſenbeamte, der die Eutſchädigung an den Unterbeamten zahlt, hat 
die zur Entrichtung der Beiträge für die Invalidenverſicherung erforderlichen 
Marken anzukaufen und bis zur Verwendung unter den Barbeſtänden der 
Kaſſe nachzuweiſen. 

Er iſt dafür verantwortlich, daß die Abzüge für die Juvalidenverſicherung 
u ſowie die erforderlichen Beitragsmarken verwendet und entwertet 
werden. 

5. Die Hälfte der entrichteten Verſicherungsbeiträge hat der Unterbeamte der 
Staatskaſſe zu erſtatten. Es bleibt ihm jedoch überlaſſen, die erſtatteten Be⸗ 
träge von den Hilfsperſonen, falls er ihnen eine bare Vergütung zahlt, wieder 
einzuziehen. 5 

6. Inſoweit der Unterbeamte zu dieſer Wiedereinziehung nicht imſtande iſt, weil 
er an die Hilfsperſonen wegen eines zwiſchen dieſen und ihm beſtehenden 
Familienverhältniſſes eine bare Vergütung nicht zahlt, kann ihm eine dem er⸗ 
ſtatteten Betrage entſprechende Summe als Erhöhung der Entſchädigung für 
die ihm übertragenen Verrichtungen gewährt werden. 

7. Die Verrechnung der Verſicherungsbeiträge erfolgt bei der Entſchädigung, die 
dem Unterbeamten für die ihm übertragenen Verrichtungen gewährt wird. 


9 

8. Sofern die Beiträge zur Invalidenverſicherung auf Grund der §§ 148ff. des 
Geſetzes vom 13. Juli 1899 (RGBl. S. 463) durch Gemeindebehörden oder 
durch andere von der Landeszentralbehörde bezeichnete Stellen oder durch 
örtliche Hebeſtellen eingezogen werden, iſt analog den Anordnungen des Herrn 
Juſtizminiſters in der allgemeinen Verfügung vom 30. September 1891 
(Juſtiz⸗M. Bl. S. 250) mit der Maßgabe zu verfahren, daß auch in dieſen 
Fällen die der Staatskaſſe zur Laſt fallenden Beiträge bei dem Fonds zur 
Verausgabung gelangen, bei welchem die Entſchädigung an den Unterbeamten 
für die ihm übertragenen Verrichtungen verrechnet wird. 


Euere Hochwohlgeboren erſuchen wir ergebenſt, die Ihnen nachgeordneten Behörden 
unſerer Reſſorts gefälligſt mit entſprechender weiterer Anweiſung zu verſehen. 


Der Miniſter des Innern. Der Finanzminiſter. 
gez. v. Moltke. In Vertretung. 
gez. Dombois. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten. 


Betr. Einziehung von Reichsmünzen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 6. Juni 1908. 

Der nachſtehend abgedruckte Runderlaß des Herrn Finanzminiſters vom 22. Mai d. J., 
betreffend Einziehung der abgenutzten Reichs⸗Nickel⸗ und Kupfermünzen, iſt auch im Geſchäfts⸗ 
bereiche meines Miniſteriums zur Ausführung zu bringen. 

Im Auftrage. 
IIa. 2450. I. 5180. Dr. Neuhaus. 


An die dem Handelsminiſterium unterſtellten Behörden. 


Anlage. 


Der Finanzminiſter. 
, Berlin, den 22. Mai 1908. 

Die Zahl der im Verkehre befindlichen ſtark abgenutzten Reichs⸗Nickel⸗ und Kupfer⸗ 
münzen hat derart zugenommen, daß es geboten erſcheint, die öffentlichen Kaſſen erneut auf 
die Vorſchriften im Artikel 10 Abſ. 2 des Münzgeſetzes vom 9. Juli 1873 (RGBl. S. 233) 
und in Nr. III des Bundesratsbeſchluſſes vom 24. März 1876 (Zentralblatt für das Deutſche 
Reich S. 260, Miniſterialblatt für die geſamte innere Verwaltung S. 124) hinzuweiſen, 
wonach Reichs ⸗Nickel⸗ und Kupfermünzen, die infolge längerer Zirkulation und Abnutzung 
an Gewicht und Erkennbarkeit erheblich eingebüßt haben, bei den Kaſſen zwar anzunehmen, 
aber auf Rechnung des Reiches einzuziehen find. Unter Bezugnahme auf den Runderlaß 
vom 14. Januar 1899 (l. 17 680/98, II. 13 357, IH. 17 717) veranlaſſe ich die Königliche 
Regierung, die unterſtellten Kaſſen des diesſeitigen Geſchäftsbereichs anzuweiſen, ſolche 
Münzen nicht wieder zu verausgaben, ſondern auf dem vorgeſchriebenen Wege zur Ab⸗ 
führung an das Münzmetalldepot des Reiches bei der Königlich Preußiſchen Münze hierſelbſt 
zu bringen. 

gez. Freiherr von Rheinbaben. 
I. 7379. II. 4939. III. 8224. 


An die Königlichen Regierungen. 


Betr. Stempel für Kanf⸗ und Lieferungsverträge. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 25. Mai 1908. 
Die nachſtehend abgedruckte, von dem Herrn Finanzminiſter an die Provinzialſteuer⸗ 
direktoren erlaſſene Rundverfügung vom 26. Oktober v. J., betreffend die Niederſchlagung 
oder Erſtattung von Stempeln zu Kauf- und Lieferungsverträgen über Mengen von 


Anlage 


An age, 
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Sachen oder Waren, die in einem zwar nicht im Geltungsbereiche des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes vom 31. Juli 1895, aber doch im Deutſchen Reiche belegenen Betrieb eines der 
Vertragſchließenden erzeugt oder hergeſtellt find, iſt auch für den Bereich der HandelS- 
und Gewerbeverwaltung zu beachten. 

Etwaige Anträge ſind an das zuſtändige Stempelſteueramt zu richten. 


In Vertretung. 
IIb 4444. III 4549. IV 6133. Dr. Richter. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 


Anlage: 
Der Finanzminiſter. erlin, den 26. Oktober 1907. 

Die ſtempelſteuerliche Behandlung der Kauf- und Lieferungsverträge über Mengen 
von im Betrieb eines der Vertragſchließenden erzeugten Sachen oder Waren, wie ſie durch 
meinen auf der reichsgerichtlichen Rechtſprechung beruhenden Erlaß vom 31. Auguſt 1906 
(Zentralblatt S. 1391) angeordnet worden iſt, hat mannigfache Klagen über eine Benach⸗ 
teiligung nichtpreußiſcher deutſcher Lieferungsunternehmer gegenüber preußiſchen Unternehmern 
hervorgerufen. Zur Beſeitigung des gegenwärtigen unerwünſchten Zuſtandes bin ich durch 
Allerhöchſte Ordre vom 9. Oktober d. J. ermächtigt worden, zu Kauf- und Lieferungs⸗ 
verträgen über Mengen von Sachen oder Waren, die in einem zwar nicht im Geltungs⸗ 
bereiche des Stempelſteuergeſetzes, aber doch im Deutſchen Reiche belegenen Betrieb eines 
der Vertragſchließenden erzeugt oder hergeſtellt ſind, die Niederſchlagung oder Erſtattung 
der geſetzlich erforderlichen Stempel anzuordnen. Die Ermächtigung bezieht ſich jedoch nur 
auf den Wertſtempel von ½ v. H. der Tarifſtelle 326, nicht aber auf die zu den Verträgen 
etwa noch ſonſt erforderlichen Stempel, z. B. den allgemeinen Vertragſtempel für Schieds⸗ 
verträge oder für Vereinbarungen eines beſonderen Gerichtsſtandes, den Sicherſtellungs⸗ 
ſtempel der Tarifſtelle 59 uſw. 

Im Bereiche der Marineverwaltung wird die Niederſchlagung der Wertſtempel von 
hier aus erfolgen, im Bereiche der Eiſenbahnverwaltung wird ſie von dem Herrn Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten und den Eiſenbahndirektionen angeordnet werden.“) In allen 
übrigen Fällen kann die Niederſchlagung des Naturalſtempels von den Herren Provinzial⸗ 
ſteuerdirektoren und den Stempelſteuerämtern bewirkt werden. Zu dieſem Zwecke übertrage 
ich auf Grund der mir in der Allerhöchſten Ordre erteilten Befugnis die Ermächtigung zur 
Niederſchlagung oder Erſtattung der bezeichneten Wertſtempel auf Ew. Hochwohlgeboren 
und das Ihnen unterſtellte Stempelſteueramt. 

Die vor meinem Erlaſſe vom 31. Auguſt v. J. abgeſchloſſenen Verträge können, wie 
ich im Einvernehmen mit der Königlichen Oberrechnungskammer bereits bei anderweiter 
Veranlaſſung entſchieden habe, entſprechend der früheren Verwaltungsübung vom Wert⸗ 
ſtempel befreit behandelt werden und zwar ohne Rückſicht darauf, daß und inwieweit die auf 
Grund dieſer Verträge zu bewirkenden Lieferungen erſt nach dem Erlaß erfolgt ſind oder 
noch erfolgen werden. Bei den nach dem 31. Auguſt 1906 geſchloſſenen Verträgen iſt im 
Falle der Niederſchlagung des Stempels auf jeder Hauptausfertigung unter Angabe der 
Amtsſtelle und des Datums (und zwar des Monats in Worten) und unter Beifügung des 
Amtsſtempels zu vermerken, daß der Wertſtempel von ¼ v. H. im Betrage von 
(in Ziffern und Worten) y. 9 auf Grund der Allerhöchſten Ordre vom 9. Ok⸗ 
tober d. J. und meiner Verfügung vom 26. Oktober 1907 III 18 086 niedergeſchlagen iſt; 
ein gleicher Vermerk iſt auf jede weitere Nebenausfertigung zu ſetzen. Für die Erſtattung 
der Stempel find die Vorſchriften der Ziffer 18 Abſ. 1 der Ausf. Bek. zum L. St. G. 
(amtl. Ausg. S. 95), der Ziffer 17 der Dienſtv. (amtl. Ausg. S. 146) und der Nachtrags⸗ 
beſtimmungen hierzu (amtl. Ausg. S. 7, 22 u. 23) maßgebend. 

Die von Ew. Hochwohlgeboren und dem Stempelſteueramt niedergeſchlagenen ſowie 
alle erſtatteten Wertſtempel ſind in der vorgeſchriebenen Art (Ziffer 7 Abſ. 4 der Ausf. 
Beſt. zum Staatshaushaltsgeſetz Z. Bl. 1899 S. 164) nachzuweiſen. 


gez. Frhr. von Rheinbaben. 
An die Herren Provinzialſteuerdirektoren uſw. 


) Im Bereiche der Staatsbergverwaltung durch die zuſtändigen Bergbehörden. 
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IV. Gewerbliche Angelegenheiten. 


1. Stehender Gewerbebetrieb. 
Betr. Kehrbezirke für Schornſteinfeger. 
Berlin, den 4. Juni 1908. 

Die von den Bezirksſchornſteinfegern aus der Reinigung der Kochmaſchinen erzielten 
Einnahmen ſind ebenfalls im Kehrbuche zu vermerken. Zu dieſem Zwecke wird der Über⸗ 
ſchrift der Hauptſpalte 2 des Kehrbuchs „Zu reinigende Schornſteine“ der Zuſatz: „oder 
Kochmaſchinen“ hinzugefügt. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. In Vertretung. 
Neumann. Holtz. 


III. 4617 M. f. H. — IIb. 2758 M. d. J. 


An den Herrn Polizeipräſidenten hier und zur Beachtung an die Herren Regierungs- 
präſidenten. 


2. Gewerbliche Anlagen. 
Betr. Verhütung von Rauchbeläſtigungen durch Koksöfen. 
ini ü und Gewerbe. 
Der Miniſter für Hande * Berlin W. 66, den 21. Mai 1908. 


Bei der Genehmigung von Ammoniakfabriken, die mit Kokereien verbunden find, iſt 
die Frage erörtert worden, ob die Genehmigungsbehörde bei dieſer Gelegenheit zum Zwecke 
der Rauchverhütung Vorſchriften für den Betrieb der Koksöfen der zugehörigen Kokereien 
in dem Falle erlaſſen darf, daß dieſe Kokereien am Gewinnungsorte des Minerals betrieben 
werden und demnach als Bergbaubetriebe im Sinne des § 196 des Allgemeinen Berg⸗ 
geſetzes vom 24. Juni 1865 der Aufficht der Bergbehörden unterſtehen. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. 

Um jedoch die durch die Koksöfen etwa entſtehenden Rauchbeläſtigungen zu verhüten, 
habe ich an die Königlichen Oberbergämter in Breslau, Clausthal, Bonn und Dortmund 
den beiliegenden Erlaß vom 30. v. M. (. 1976) gerichtet. 


Im Auftrage. 
III 4098 1. Ang. Dr. Hoffmann. 


An die Herren Regierungspräſidenten. 
Anlage A. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 30. April 1908. 

Die in meinem Erlaſſe vom 25. April 1907 — J. 3210 — aufgeworfene Frage, ob 
die gemäß § 16 der Reichsgewerbeordnung zuſtändige Behörde für befugt zu erachten iſt, 
bei Genehmigung einer Ammoniakfabrik Vorſchriften zur Verhütung von Rauchbeläſtigungen 
durch die Koksöfen der zugehörigen, der Aufficht der Bergbehörde unterſtellten Kokerei zu 
erlaſſen, haben die Königlichen Oberbergämter, in deren Bezirk Ammoniatfabriken betrieben 
werden, übereinſtimmend verneint, auf der anderen Seite dagegen anerkannt, daß Vorſchriften 
zur Verhütung der Rauchbeläſtigung durch Koksöfen von der Bergbehörde zu erlaſſen ſein 
werden. Dieſer Auffaffung der Oberbergämter habe ich mich angeſchloſſen und von der 
Königlichen Techniſchen Deputation für Gewerbe in Berlin ein Gutachten über die Frage 
eingeholt, ob und durch welche Maßnahmen es zu erreichen ſei, bei dem Betriebe der Koks⸗ 
öfen das für die Nachbarſchaft ſchädliche Entweichen von Dämpfen und Gaſen zu verhüten. 
Die Königliche Techniſche Deputation ſpricht ſich in dem anliegend in Abſchrift mitgeteilten 
Gutachten vom 6. Januar 1908 dahin aus, daß nur bei den Koksöfen mit Verdichtungs⸗ 
anlagen eine erhebliche Beläſtigung durch das Entweichen von Dämpfen und Gaſen eintrete, 
welcher aber ohne Schädigung des Verkokungsbetriebs und ohne daß die entſtehenden 
Koſten die Rentabilität der Anlage in Frage ſtellen würden, dadurch abzuhelfen ſei, daß 


Anlage N 


Anlage B. 


222 


dieſen Kokereien die Verpflichtung auferlegt werde, die beim Füllen und Ausgleichen der 
Kohlen im Ofen entſtehenden Rauchgaſe nicht unmittelbar in die Luft entweichen zu laſſen. 
Wie die Anlagen beſchaffen ſein müſſen, die nach Anſicht der Techniſchen Deputation je 
nach den verſchiedenen Koksöfenſyſtemen und Verwendungsarten der Abgaſe vorzuſchreiben 
ſein werden, um die erwähnte Beläſtigung zu vermeiden, iſt aus der beiliegenden Abſchrift 
des Gutachtens vom 6. Januar d. J. zu entnehmen. 

Das Königliche Oberbergamt wird hiernach zu prüfen haben, bei welchen von den in 
ſeinem Verwaltungsbezirke befindlichen, mit Verdichtungsanlagen verbundenen Kokereien die 
in dem Gutachten der Techniſchen Deputation erwähnten Schädigungen der Nachbarſchaft, 
insbeſondere der Bewohner der in der Nähe der Kokereien belegenen Wohngebäude, durch 
das Entweichen von Gaſen und Dämpfen hervortreten. Dieſen Kokereien wird, und zwar 
der Regel nach durch bergpolizeiliche Anordnung gemäß 5 198 des Allgemeinen Berggeſetzes 
vom 24. Juni 1865, die Herſtellung derjenigen Anlagen vorzuſchreiben ſein, welche das 
Königliche Oberbergamt auf Grund der Prüfung des einzelnen Falles und unter Berück⸗ 
ſichtigiung der in dem Gutachten der Techniſchen Deputation gemachten Vorſchläge für 
erforderlich erachtet, um die der Nachbarſchaft durch den Kokereibetrieb drohenden Schädi⸗ 
gungen zu verhüten. Weiter werden auch die Bergrevierbeamten anzuweiſen ſein, für die 
Zukunft die gemäß § 67 des Allgemeinen Berggeſetzes vorzunehmende Prüfung der Betriebs⸗ 
pläne allgemein nach der bezeichneten Richtung hin auszudehnen und im einzelnen Falle 
diejenigen Vorkehrungen zu verlangen, welche ſie unter Berückſichtigung der örtlichen Lage 
der Kokerei und ſonſtiger beſonderer Umſtände ſowie der Vorſchläge der Techniſchen 
Deputation zur Verhütung von Schädigungen und Beläſtigungen durch die Abgaſe der 
Koksöfen für erforderlich halten. 

Schließlich nehme ich noch Veranlaſſung, dem Königlichen Oberbergamte die Anweiſung 
meines Erlaſſes vom 14. Januar 1897 — B. 5973/96 1. 4559/96 — in Erinnerung zu bringen, 
daß zur Vermeidung von Unzuträglichkeiten zwiſchen den Kreis⸗(Stadt⸗)ausſchüſſen (Magiſtraten) 
und den Revierbeamten vor der über die Zuläſſigkeit der Anlagen von beiden je nach 
ihrer Zuſtändigkeit zu treffenden Entſcheidung ein Benehmen über die dem Unternehmer 
aufzuerlegenden gleichartigen Bedingungen ſtattfinde. 


Int Auftrage. 
l. 1976. (gez.) von Velſen. 


An die Königlichen Oberbergämter. 


Anlage B. 


Königliche Techniſche Deputation für Gewerbe. 
Berlin, den 6, Jauuar 1908. 

Um über die Art des Koksofenbetriebs, feine Unzuträglichkeiten für die Nachbarſchaft 
und die Möglichkeit, dieſe Unzuträglichkeiten ganz oder großenteils zu beſeitigen, ſich zu 
unterrichten, hat der Referent der Techniſchen Deputation die verſchiedenen Arten der 
Koksofenanlagen im Ruhrgebiete beſichtigt und folgende Erfahrungen geſammelt. 

Bei Koksöfen ohne Verdichtungsanlage kommt eine Beläſtigung erheblicher Art nicht 
in Frage. Die beim Füllen und Einebnen der Steinkohle entſtehenden Dämpfe und Gaſe 
werden ſo vollſtändig in die Kanäle der Ofen geſaugt, daß ſie ſich nicht nennenswert in 
die Nachbarſchaft verbreiten. Anders iſt es bei den Ofen mit Verdichtungsanlagen. Bei 
dieſen kann man die beim Beſchicken und Einebnen der Kohlen entweichenden Dämpfe und 
Gaſe nicht unmittelbar der Verdichtungsanſtalt zugehen laſſen, weil ſie zu ſtark mit Luft 
gemiſcht find. Der gleichzeitig ſehr hohe Waſſerdampfgehalt iſt zwar auch ungünſtig, aber 
nicht gefährlich, der Luftgehalt dagegen führt leicht zu Exploſionen. 

Die Menge der den Gaſen in dieſer Zeit beigemiſchten Luft hängt von der Schnelligkeit 
und Art der Beſchickung ab. Ofen, welche mit lockeren Kohlen von oben beſchickt werden 
und bei denen die Ausgleichung der Unebenheiten der eingefüllten Kohle durch Maſchinen 
beſeitigt werden, erhalten weniger Luftbeimiſchung zu den. Gaſen, als ſolche, bei denen die 
Ausgleichung durch Handarbeit ausgeführt wird, und beſonders als ſolche, bei denen zwar 
keine Ausgleicharbeit nötig iſt, die aber mit geſtampften Kohlenblöcken beſchickt werden. 
Bei letzterer Arbeit iſt die ganze Tür des Ofens zu öffnen und daher findet ein ſehr reich⸗ 
licher Luftzutritt ſtatt, während beim Ausgleichen der lockeren Kohle die Kratze nur durch 
eine verhältnismäßig kleine Offnung in den Ofen geführt wird. 
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Unter allen Umſtänden iſt beim Füllen und Einebnen der Kohle die Rauchentwickelung 
ſehr ſtark, gleichgültig, welches Ofenſyſtem und welche Beſchickungsart angewendet wird, 
ſobald Verdichtungsanſtalten mit dem Koksofenbetriebe vereinigt ſind. 

Dieſe Rauchentwickelung, welche zwar auf freiliegenden Zechen unbedenklich in den 
Kauf genommen werden kann, iſt bei Anlagen, welche von Wohnungen eingeſchloſſen ſind, 
als unerträglich zu bezeichnen. Sie dauert bei jedem Ofen, je nach den Einrichtungen und 
der Geſchicklichkeit der Arbeiter, 10 bis 30, durchſchnittlich 15 Minuten. Werden daher, 
was nicht ſelten iſt, 60 Ofen in 24 Stunden geleert und geladen, ſo haben die Anwohner 
15 Stunden am Tage unter der Rauchbeläſtigung zu leiden. 

Es entſteht nun die Frage, ob ſolcher Rauchbeläſtigung ohne Schädigung des regel⸗ 
rechten Verkokungsbetriebs und ohne ſolche Koſten, welche die Rentabilität in Frage ſtellen 
würden, abzuhelfen iſt. Zur Beantwortung dieſer Frage iſt in Betracht zu ziehen, daß es 
im weſentlichen drei Koksofenſyſteme gibt. Entweder werden Unterbrenner oder Rekupera⸗ 
toren oder Regeneratoren benutzt. Ferner laſſen ſich zwei Verwendungsarten der Abgaſe 
nachweiſen, je nachdem nur die Abhitze der ganz verbrannten Gaſe (meiſt zur Dampfkeſſel⸗ 
feuerung) oder noch unverbrannte Gaſe (dann der Regel nach zur Elektrizitätserzeugung) 
verwendet werden ſollen. 

In beiden Fällen iſt der Zug (die Minus⸗Druckhöhe) ſehr verſchieden und äußert 
ſeinen Einfluß auf die Möglichkeit der Abſaugung des aus den Füllöffnungen 
ſtrömenden Gaſes. 

1. Bei den Unterbrenneröfen, welche mit und ohne Regeneratoren (3. B. auf Colonia 
ohne, auf Rhein-Elbe mit Regeneratoren) angelegt werden, und welche einen Zug von 
— 40 mm zu haben pflegen, läßt ſich die Abſaugung dann, wenn Regeneratoren fehlen, 
leicht über dem Steigrohre durch Trichter anbringen, welche gleichzeitig den aus den Füll⸗ 
öffnungen entweichenden Rauch faſt vollſtändig aufnehmen und direkt in die hinreichend 
hohe Eſſe leiten. Dieſes Syſtem beſeitigt vollſtändig alle Rauchbeläſtigungen. 

Schwieriger iſt die Löſung der Aufgabe bei Unterbrenneröfen mit Regeneratoren nach 
dem Syſtem Koppers, bei dem die Brenner von oben gereinigt werden (3. B. Zeche Mont⸗ 
Cenis). Hier iſt der Zug etwa — 18 mm. Es werden daher zwei Vorlagen über den 
Ofen angebracht, deren eine für die zur Verdichtungsanſtalt führenden, deren andere für 
die beim Füllen entweichenden Gaſe (die Füllgaſe) dient. Dadurch, daß die Abhitzgaſe, 
welche weſentlich aus Kohlenſäure beſtehen, mit den Füllgaſen vermiſcht werden, können 
ſonſt bedenkliche Erploſtonen vermieden werden. Der Zug leinerſeits — 18, andrerſeits 
— 10 mm) wird durch einſeitige Droſſelung erreicht. Das Syſtem könnte übrigens ım- 
bedenklich durch das erſte erſetzt werden. 

2. Bei den Rekuperatoröfen (z. B. Friedrich Joachim) beträgt der Zug in den Ofen⸗ 
kanälen 7 bis 8 mm, während in denſelben bei den Unterbrenneröfen = 0 herrſcht. Hier 
kann alſo das Syſtem 1 weder in der einen noch in der anderen Art angewendet werden. 

Man verbindet daher das Steigrohr durch einen Krümmer während des Füllens mit 
dem Fuchs (dem zur Eſſe führenden Kanal). Hierbei iſt allerdings der Zug zu gering, um 
alle aus den Füllöffnungen ſtrömenden Gaſe mit fortzuſaugen und die Rauchbeläſtigung 
wird daher nicht ganz vermieden, aber doch auf ein erträgliches Maß hinabgeführt. 

Während ſo die Art der Rauchbeſeitigung weſentlich von der Bauart der Koksöfen 
und der Verwendung der Abgaſe abhängt, iſt doch auch die Art der Verwendung der 
friſchen Gaſe nicht gleichgültig. 

Die Regel ift, daß die Koksofengaſe zuerſt von Teer, dann von Ammoniak, endlich 
von Benzol befreit werden, um ſo gereinigt zu den Ofen zurückzukehren, daß dann aus 
dem Ammoniakwaſſer das Ammoniakgas abdeſtilliert und in Ammoniumſulfat mngewandelt, 
und aus dem Benzolöl das Benzol abdeſtilliert wird. Aber man leitet auch das geſamte 
Gas der Koksöfen in Schwefelſäure und bereitet ſo unmittelbar Ammoniumſulfat, oder 
man ſcheidet nur den Teer ab und verfährt dann ebenſo. 

Die Art und Weiſe der Abziehung der Füllgaſe iſt nicht ohne Einfluß auf die Mög⸗ 
lichkeit, die eine oder andere Art der Verdichtung und Verwendung von Ammoniak anzu— 
wenden. Je heißer die Gaſe zur Verdichtungsanſtalt gehen, um jo ſorgfältiger muf jeder 
Luftzutritt vermieden werden, um Exploſionen zu verhüten. 

3. Daraus ergibt ſich, daß die Füllgaſe um ſo länger entweichen müſſen, d. h. daß 
die Rauchbeläſtigungen oder die dieſe vermeidenden Abzüge um ſo länger dauern müſſen, je 
luftfreieres Gas in die Verdichtungsanſtalt ſtrömen muß, damit nur Kohlenwaſſerſtoffe uſw. 
ohne Luft in die Vorlagen gelangen. 
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Aus dem Vorgetragenen ergibt ſich, daß es zweckmäßig erſcheint: 

1. bei Neuanlagen von Koksöfen mit Verdichtungsanſtalten, oder von Verdichtungs⸗ 
anſtalten im Anſchluß an beſtehende Koksöfen, die Vorſchrift zu geben, daß die 
beim Füllen und Ausgleichen der Kohlen im Ofen entſtehenden Rauchgaſe nicht 
unmittelbar in die Luft entweichen dürfen; 

2. die Koksöfen und Verdichtungsanſtalten, gleichgültig, ob die Ammoniak- und 
Benzolgaſe unmittelbar oder mittelbar benutzt werden, unter denſelben Aufſichts⸗ 
beamten zu ſtellen. 

Daß die erſte Vorſchrift keine Härte in ſich ſchließt, beweiſen die großen Entſchädi⸗ 
gungen, welche, wenn keine Rauchbeſeitigung ſtattfindet, gezahlt werden müſſen, z. B. von 
der Zeche Mont-Cenis bisher jährlich 36 000 M. 

Daß die zweite Anordnung richtig iſt, beweiſt die Verſchiedenartigkeit der Benutzung 
der Koksofengaſe und der Zuſammenhang der für die Koksöfen zu gebenden Vorſchriften 
mit der Einrichtung der Verdichtungsanſtalt. 


Betr. Abwäſſer der Zellnloſefabriken. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 29. Mai 1908. 

Aus der Faſſung der Frage 5 des mit meinem Erlaß vom 4. d. Mts. (HMBl. S. 178) 
mitgeteilten Fragebogens kann allerdings gefolgert werden, daß die vom Reichsgeſundheits⸗ 
amte gewünſchten Erhebungen auf Holzzelluloſefabriken zu beſchränken wären. Da ſich aber 
für diejenigen Fabriken, welche Stroh mittels chemiſcher Agentien auflöſen, bei der Be⸗ 
ſeitigung der Abwäſſer ähnliche Schwierigkeiten ergeben wie für die Holzzelluloſefabriken, 
ſo erſuche ich Sie, die eingeleiteten Erhebungen auch auf die Strohzelluloſefabriken zu 
erſtrecken. Bei dieſen Fabriken wird unter Nr. 5 des Fragebogens anzugeben ſein, wie⸗ 
viel Stroh ſie täglich verarbeiten. 

Im Auftrage. 
III 4730. Neumann. 


An den Herrn Regierungspräſidenten in N. und zur Nachachtung an die übrigen Herren 
Regierungspräſidenten. 


3. Dampfkeſſelweſen. 
Betr. Heizerkurſe. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. Mai 1908. 


Außer den in Poſen, Lüneburg, Gleiwitz und Kattowitz abgehaltenen und für Goslar, 
Düſſeldorf, Thorn und Köslin feſtgeſetzten Kurſen wird beabſichtigt, im Laufe dieſes Jahres 
noch folgende ſtaatliche Heizerkurſe abhalten zu laſſen. 

Abteilung A. 
(Leiter: Ingenieur Spitznas.) 


In Dortmund e ii i Auguſt bis 31. Auguſt, 
Sangerhalfſenn „7. September - 21. September, 

Frankfurt a. Mm. 28. September - 12. Oktober, 
Altonnn e odember l Ienveniber, 

Griethauſen b. Cle 23. November - 7. Dezember. 


Abteilung B. 
(Leiter: Ingenieur Heinrich.) 


rbb ae bis 14. September, 
Geeſtemünde . 21. September - 5. Oktober, 
Oberſchönweide 13)9. Oktober 2. November, 


a November - 24. November, 


DE nr u 9 
Berli ee: 30. November - 14, Dezember. 
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Ich erſuche die beteiligten Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizei⸗ 
präſidenten hier, das Erforderliche wegen der Bekanntgebung und weiteren Vorbereitung 
rechtzeitig zu veranlaſſen und mir ſpäteſtens 6 Wochen vor Beginn des Kurſus über die 
Zahl der gemeldeten Teilnehmer und die endgültig zur Verfügung ſtehenden Unterrichts- 
räume uſw. zu berichten. 

Sofern die Abhaltung weiterer Kurſe für die Zeit nach Neujahr gewünſcht wird, ſehe 
ich einem Berichte bis ſpäteſtens zum 1. November d. J. entgegen. 

Im Auftrage. 
III 4572. Neumann. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Gebühren für Dampffaßunterſuchungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 9. Juni 1908. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 7. Januar d. J. (HMBL. S. 24) wird hiermit zur 
Kenntnis gebracht, daß der Dampfkeſſel⸗Reviſionsverein für die Provinz Oſtpreußen zu 
Königsberg den ſtaatlichen Gebührentarif für Unterſuchungen von Dampffäſſern an 
genommen hat. Die Erhebung dieſer Gebührenſätze wird genehmigt. 

Im Auftrage. 
III 4559. Neumann. 


Betr. Gebühren für Dampffaßunterſuchungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin, den 11. Juni 1908. 

Im Anſchluß an den Erlaß vom 7. Januar d. J. (HMBL. S. 24) wird hiermit zur 
Kenntnis gebracht, daß der Dampffefjel-Überwachungsverein zu Hagen den ſtaatlichen 
Gebührentarif für Unterſuchungen von Dampffäſſern angenommen hat. Die Erhebung 
dieſer Gebührenſätze wird hiermit genehmigt. 

Iim Auftrage. 
III 4915. Neumann. 


4. Gewerbeaufſicht. 


Betr. Gewerbeinſpektion Berlin NW. 


„Die Dienſträume der Gewerbeinſpektion Berlin NW. befinden ſich Berlin N. 39, 
Müllerſtraße 159 a. 


5. Arbeiterverſicherung. 
Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75a des KVG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
ſie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

I, Kranken- und Sterbekaſſe des Maurergewerbes für die Provinz Brandenburg 

(E. H.) zu Luckenwalde, 


Anlage. 


5 
Schlicker Kranken⸗ und Sterbe⸗Auflage (E. H.) in Solingen, 

Kranken ⸗Unterſtützungskaſſe der Maurer- und Zimmergeſellen in der Stadt Elze 

(E. H.), 

4. Kranken⸗ und Sterbekaſſe zur Nächſtenliebe zu Crausberg⸗Friedrichsthal (E. H.), 
5. Krankenunterſtützungskaſſe „Zur Standhaftigkeit“ (E. H.) in Dörningheim, 
6 
N 
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. Kranten- und Sterbekaſſe für gewerbliche Arbeiter „Einigkeit“ (E. H.) zu Burgdamm, 
Kranken- und Sterbekaſſe der Bau⸗Innung zu Halle a. S. (E. H.). 


Berlin, den 12. Juni 1908. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 4493 U. Ang. Neumann. 


V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Fachſchulen. 
Betr. Lehrer an Maſchineubanſchulen njw. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 26. Mai 1908. 

Ich habe beſchloſſen, die mir zur Fortbildung des Lehrperſonals an den Maſchinen⸗ 
bauſchulen und ſonſtigen Fachſchulen für Metallinduſtrie zur Verfügung ſtehenden Mittel 
künftig nach den beigeſchloſſenen Grundſätzen zur Verwendung gelangen zu laſſen. 

Die gemäß Ziffer 2 der Grundſätze einzureichenden Anträge der Direktoren der 
Anſtalten wollen Sie mir nebſt den Verwendungsplänen für dieſes Jahr binnen ſechs 
Wochen, künftig aber alljährlich bis zum 1. Mai vorlegen und ſich dabei insbeſondere 
über etwa erhobene Mehrforderungen gegenüber den in Ausſicht geſtellten Summen 
(vergl. Ziff. 2k der Grundſätze) Ihrerſeits äußern. Ich bemerke indes ſchon jetzt, daß 
ſolche Mehrforderungen nur ausnahmsweiſe in geeigneten beſonderen Fällen berückſichtigt 
werden können. 

Die auf Grund der Verwendungspläne von mir bewilligten Beträge ſind demnächſt 
aus den Schulkaſſen zu zahlen und bei dem neueinzuſtellenden Fonds Kap. 69 
Tit. 7b (Aus⸗ und Fortbildung der Lehrkräfte für die Fortbildungs⸗ und Fachſchulen) bis 
zu ihrer etwaigen Übernahme auf die Schuletats als Mehrausgabe zu verrechnen. Soweit 
etwa an den bewilligten Beträgen Erſparniſſe eintreten, können dieſe mit Ihrer tunlichſt 
vorher einzuholenden Genehmigung in den Finalabſchlüſſen der Schulkaſſen in Reſt geſtellt 
und im folgenden Etatsjahre verwendet werden. 


Im Auftrage. 
IV 6328. Simon. 


An die beteiligten Herren Regierungspräſidenten. 


Aulage 1. 


Grundſätze für die Verwendung der zur Weiterbildung des Lehrperſonals der Fach- 
ſchulen für die Metallinduſtrie (Maſchinenbauſchulen uſw.) verfügbaren Mittel. 
1. Den Lehrkräften der Fachſchulen für die Metallinduſtrie können Beihilfen zur 
Ausführung von Studienreiſen, zur Teilnahme an wiſſenſchaftlichen Kurſen, zu vorüber⸗ 
gehender Beſchäftigung in Fabriken uf. gewährt werden, um ihnen Gelegenheit zu geben, 
ihre Keuntniſſe im Intereſſe eines gedeihlichen Unterrichts zu erweitern. 
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2. Zu dieſem Zwecke haben die Direktoren zum 1. Mai jedes Jahres nach Anhörung der 
Schulkuratorien durch Vermittelung der Regierungspräſidenten Anträge auf Bewilligung 
ſolcher Beihilfen unter Benutzung eines Verwendungsplans nach dem beigefügten Muſter 
dem Miniſter für Handel und Gewerbe einzureichen. 


Zu dieſem Muſter wird bemerkt: 


a) Auf der Titelſeite ſind der Name der Anſtalt, das Jahr und die der Schule 
bis auf weiteres in Ausſicht geſtellte Summe anzugeben (vergl. die Überſchrift des 
Muſters). 

b) Zu Spalte 2: Außer dem Direktor und den Lehreren können auch die Werk⸗ 
meiſter Beihilfen erhalten. Der Direktor hat die Auswahl ſo zu treffen, daß alle Lehrer 
und Meiſter möglichſt gleichmäßig an die Reihe kommen. Er hat indes das Recht, läſſiges 
oder ſolches Lehrperſonal, für das eine Studienreiſe oder ein Ausbildungskurſus uſw. vor⸗ 
ausſichtlich ohne Nutzen bleiben würde, auf kürzere oder längere Zeit von der Beteiligung 
an der Weiterbildung auszuſchließen. Etwaige Ausſchließungen ſind in den Anträgen 
(ſ. Ziffer 2) zu begründen. 

c) Zu Spalte 3: Den Lehrperſonen können von dem Direktor beſtimmte Aufgaben 
für die Studienreiſen uſw. geſtellt werden. 


d) Zu Spalte 4: Bei zu beſuchenden Werken oder Aulagen uſw., die nicht ohne 
weiteres zugänglich ſind, iſt feſtzuſtellen, ob die Beſichtigung geſtattet wird. Daß die Er— 
laubnis erteilt worden iſt, iſt in der Spalte „Bemerkungen“ anzugeben. 

e) Zu Spalte 5: Als Zeitpunkt für die Ausführung von Studienreiſen und für die 
Teilnahme an Kurſen uſw. ſind in der Regel die Ferien zu wählen. Sprechen für die 
Wahl eines andern Zeitpunktes beſonders triftige Gründe, ſo iſt darauf hinzuwirken, daß 
Vertretungskoſten nicht entſtehen. Eine Angabe hierüber iſt dann in die Spalte „Be⸗ 
merkungen“ aufzunehmen. 

f) Zu Spalte 6 und 7: Die Reiſebeihilfen werden nach den für die Ausführung 
von Exkurſionen geltenden Sätzen bemeſſen (vergl. Min. Erl. v. 8. Mai 1903 HMBl. S. 199) 
und als Pauſchalſumme bezahlt. Mehr als 200 J ſollen in der Regel im einzelnen Falle 
nicht bewilligt werden. Der Miniſter für Handel und Gewerbe behält ſich jedoch vor, in 
beſonderen Fällen über dieſe Summe hinauszugehen. 

Bei Auslandsreiſen können ſtatt der in dem obigen Erlaß angegebenen Zehrungs- 
koſten die 1½ fachen Beträge in Anſatz gebracht werden. 

g) Die Verrechnung der gezahlten Beihilfen hat bei Kap. 69 Tit. 7b des Etats der 
Handels⸗ und Gewerbeverwaltung zu erfolgen. 


3. Über die Studienreiſen find entweder ſchriftliche oder mündliche Berichte zu er- 
ſtatten. Die Entſcheidung hierüber bleibt dem betreffenden Direktor überlaſſen, ſofern der 
Regierungspräſident keine anderweite Beſtimmung trifft. 

Die ſchriftlichen Berichte, die für die voraufgegangene Zeit jedes Etatsjahrs bis zum 
1. März jedes Jahres dem Miniſter für Handel und Gewerbe durch Vermittelung des 
Regierungspräſidenten einzureichen find, müſſen aus drei Teilen beſtehen: 

In dem erſten Teile ſind die dienſtlichen Verrichtungen, die an jedem Tage vor- 
genommen worden ſind, genau anzugeben, in dem zweiten Teile die gemachten Wahr⸗ 
nehmungen und Erfahrungen ausführlich darzulegen und in dem dritten Teile die Schluß— 
folgerungen überſichtlich zuſammenzuſtellen. 

Die mündliche Berichterſtattung, die gleichfalls von den vorſtehenden Geſichtspunkten 
ausgehen ſoll, hat vor einer Fachkonferenz zu erfolgen, an der der Direktor und die Fach⸗ 
lehrer der betreffenden Anſtalt teilzunehmen haben. Über die Konferenz und über die ſich 
etwa daranſchließende Diskuſſion iſt ein kurzes Protokoll aufzunehmen. 


4. Dem Miniſter für Handel und Gewerbe bleibt es überlaſſen, ſeinerſeits Aufgaben 
für die Studienreiſen zu ſtellen ſowie die für jede Schule verfügbaren Mittel für einen be- 
ſtimmten Zweck, z. B. zur Beſichtigung größerer Ausſtellungen, feſtzulegen. 
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Verwendungsplan für die der Vereinigten höheren Maſchinenbauſchule, Maſchinenbau⸗ 
perſonals für das Jahr 190 in 
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Ort und Firmen oder Anſtalten, die 


Ifde. 

| Name 3 weck beſucht werden ſollen, Kürſe, an denen 
Nr. teilgenommen werden ſoll, uſw. 
11 ‘ 3. 4. — 


1 ⁵— —. T. 8 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 
Handwerkern ſteht die Befugnis zur Führung kaufmänniſcher Firmen nicht zu. 


Beſchluß des Zivilſenats 1a des Königlichen Kammergerichts vom 
16. Januar 1908. 

Das Amtsgericht iſt gegen den Beſchwerdeführer gemäß § 37 Abſ. 1 H. G. B. und 
88 140, 132 R. Frw. G.G. deshalb eingeſchritten, weil er Handwerker ſei, weil er als ſolcher 
nach § 4 H. G. B. zur Führung einer Firma überhaupt kein Recht habe und weil er troß- 
dem die Firma „L. R. Nachf. R. B.“ führe. Daß er Handwerker iſt, beſtreitet der Be⸗ 
ſchwerdeführer nicht; er macht auch nicht geltend, daß der Uhrwarenhandel, den er nebenher 
betreibt, über den Umfang des Kleingewerbes hinausgehe; er ſtellt endlich nicht in Abrede, 
daß er ſeine Geſchäfte unter der Bezeichnung „L. R. Nachf. R. B.“ führt. Seine Aus⸗ 
führungen gehen vielmehr dahin, daß auf ihn, als Handwerker, die Vorſchriften über die 
Firmen nach § 4 H. G. B. nicht anwendbar ſeien, daß aus dieſem Grunde die Bezeichnung 
„L. R. Nachf. R. B.“ keine Handelsfirma im Sinne des dritten Abſchnitts im erſten Buche 
des H. G. B. ſei, und daß aus demſelben Grunde die Vorſchrift des § 37 Abſ. 1 H. G. B. 
auf ihn ebenſowenig Anwendung finden könne, wie die übrigen, in den §§ 17 bis 37 H. G. B. 
über die Handelsfirmen enthaltenen Beſtimmungen. 

Eine dieſen Ausführungen entſprechende Auffaſſung hat unter der Herrſchaft des 
Allgemeinen deutſchen Handelsgeſetzbuchs das Sächſiſche Oberlandesgericht in Dresden in 
einem Falle zur Geltung gebracht (Beſchluß vom 4. Januar 1895, Annalen Band 16 
S. 445), in dem zwei Dekorationsmaler, die in einem Geſellſchaftsverhältniſſe ſtanden, ihr 
Handwerk unter der nicht in das Handelsregiſter eingetragenen Bezeichnung Str. & Fr.“ 
betrieben. Das Oberlandesgericht hat angenommen, daß mit der Handwerkereigenſchaft 
der Beteiligten für das Amtsgericht, IN ſeiner Eigenſchaft als „Handelsgericht“, ohne 
weiteres jeder Anlaß entfallen jei, auf Grund der lediglich den Gebrauch einer „kauf⸗ 
märmiſchen“ (Handels-) Firma bei Vermeidung von Ordnungsſtrafen verbietenden Vorſchrift 
in Art. 26 Ab. 2 A. D. H. G. B. gegen die Beteiligten einzuſchreiten; ein Grund zum Ein⸗ 
ſchreiten würde nur dann vorgelegen haben, wenn die Beteiligten ihre, allerdings „firmen⸗ 
ähnliche“ Geſchäftsbezeichnung unzuläſſigerweiſe in das „Handelsregiſter“ hätten eintragen 
laſſen. Dagegen iſt von anderer Seite der Standpunkt vertreten worden (vergl. Blätter 
für Rechtspflege 1897 S. 53, Puchelt⸗Jörtſch zu Art. 26 A. D. H.G B. Anm. 6, 4. Aufl. 
S. 79), daß das Handelsgericht ſchlechthin gegen Minderkaufleute oder Nichtkaufleute wegen 
Firmenmißbrauchs vorzugehen habe. 


Anlage II. 
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Ob für das frühere Recht der einen oder der anderen Anſicht der Vorzug zu geben 
war, bedarf jedoch keiner Erörterung, da der vorliegende Fall ausſchließlich nach neuem 
Rechte zu entſcheiden iſt. Auch in der Literatur des nenen Handelsgeſetzbuchs wird ver- 
einzelt angenommen, daß das Regiſtergericht gemäß § 37 Abſ. 1 da. nur dann einſchreiten 
könne, wenn eine Firma entweder gegen die Vorſchriften über die Bildung neuer Firmen 
(SS 18 bis 20), oder über die Fortführung abgeleiteter Firmen (§§ 21 bis 24) verſtoße 
oder den Beſtimmungen über deutliche Unterſcheidung gleichartiger Firmen (§ 30) nicht 
entſpreche, nicht aber dann, wenn dem die Firma Gebrauchenden aus anderen Gründen ein 
Recht auf die Firma nicht zuſtehe (vergl. Makower, zu § 37 9.6.8. Anm. II, 12. Aufl. 
Gd. 1 S. 73). Allein die Mehrzahl der Schriftſteller (vergl. Gareis, Handausgabe, zu 
§ 4 H. G.B. Anm. 2; Goldmann, zu § 4 H. G. B. Anm II, 1 Abſ. 3 S. 31; Lehmaun⸗ 
Ring, zu 8 37 H. G. B. Anm. 4 S. 114 f.; Staub, zu § 37 Anm 1, 8. Aufl. S. 195; 
Heilfron, Handelsrecht, $ 8 Anm. 7 Bd. 1 S. 103) ſteht auf dem entgegengeſetzten Stand⸗ 
punkt, und ihnen hat ſich in ſeiner bisherigen Praxis auch der erſte Zivilſenat des Kammer⸗ 
gerichts angeſchloſſen (vergl. die Beſchlüſſe vom 1. Februar 1906, Jahrb. Bd. 31 S. A. 147; 
vom 30. Mai 1907, Samml. d. R. J. A. Bd. 9 S. 33). Von dieſer Praxis abzuweichen, 
liegt kein Anlaß vor, und es erſcheint auch nicht erforderlich, die Sache gemäß § 28 Abſ. 2 
R. Irw.G.G. dem Reichsgerichte zu unterbreiten, weil gegenteilige Entſcheidungen anderer 
Oberlandesgerichte, insbeſondere des Oberlandesgerichts zu Dresden, für das ſeit dem 
1. Januar 1900 geltende Recht nicht bekannt geworden ſind. 
Rein äußerlich betrachtet, ſcheint allerdings der § 4 H. G. B., indem er die Vorſchriften 
über die Firmen auf Handwerker und Minderkaufleute für unanwendbar erklärt, alle Be⸗ 
ſtimmungen des dritten Abſchnitts im erſten Buche des 9.6.8. unter der Überſchrift 
„Handelsfirma“, alſo auch diejenige des § 37 Abi. 1: 
„Wer eine nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts ihm nicht zuſtehende 
Firma gebraucht, iſt von dem Regiſtergerichte zur Unterlaſſung des Gebrauchs der 

Firma durch Ordnungsſtrafen anzuhalten,“ 
von der Anwendung auf Handwerker und Minderkaufleute auszuſchließen. Eine derartige 
Auslegung würde jedoch dem Zwecke des § 37 Abſ. 1 geradezu widerſprechen. Aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung hat das Regiſtergericht darüber zu wachen, daß niemand eine ihm 
nicht zuſtehende Firma gebraucht. Dem Handwerker und dem Minderkaufmann iſt aber 
durch 8 4 H. G. B. der Gebrauch einer jeden Firma im Intereſſe des mit dem Firmen⸗ 
recht ausgeſtatteten Standes der Vollkaufleute ſowohl, wie im Intereſſe der Allgemeinheit 
ſchlechthin unterſagt. Sie ſollen von den Vollkaufleuten gerade dadurch unterſchieden 
werden und unterſcheidbar ſein, daß ſie ſich, gleich jedem Nichtkaufmann, im gewerblichen 
Leben nur ihres bürgerlichen Namens bedienen dürfen. Ihr Name iſt feine Firma und 
kann deshalb auch nicht wie eine Firma bei Veräußerung des Gewerbebetriebs mit über⸗ 
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tragen werden (vergl. Entſch. d. R.G. Bd. 55 S. 83). Geſchieht die Übertragung trotzdem 
und bedient ſich der Erwerber im Betriebe des Geſchäfts jenes übertragenen Namens mit 
oder ohne Beifügung eines das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatzes in einer ſolchen 
Weiſe, wie dies durch § 22 H. G. B. nur den Vollkaufleuten geſtattet iſt, ſo gebraucht er 
damit eine nach den Vorſchriften des dritten Abſchnitts im erſten Buche des Handelsgeſetz⸗ 
buchs ihm nicht zuſtehende Firma. Denn er erweckt dadurch im Publikum den unrichtigen 
Anſchein, als ſei der von ihm gebrauchte Name ſeines Vorgängers ein kaufmänniſcher 
Name (vergl. § 17 H. G. B.). Dieſer möglichen, wenn auch im Einzelfalle vielleicht unbeab— 
fichtigten Irreführung des Publikums ſoll eben durch § 37 Abſ. 1 H. G. B. entgegengewirkt 
werden. Der bezweckte Schutz der Intereſſen des Kaufmannsſtandes und der Allgemeinheit 
würde in zahlreichen wichtigen Fällen verſagen, wollte man den § 37 Abſ. 1 H. G. B. gegen 
Handwerker und Minderkaufleute nicht in Anwendung bringen. 

Iſt dies aber richtig, ſo unterliegt die tatſächliche Feſtſtellung der Vorinſtanzen, daß 
B. Handwerker ſei, und daß er ſich mit der für ſein Geſchäft verwendeten Bezeichnung 
„L. R. Nachf. R. B.“ einer ihm nicht zuſtehenden Firma bediene, keinerlei rechtlichem Be⸗ 
denken. Er behauptet ſelbſt, Handwerker zu ſein, und er nimmt ausdrücklich das Recht für 
ſich in Anſpruch, ſein Gewerbe unter dem Namen „L. R.“ mit einem Zuſatze zu führen, 
der erkennen laſſen ſoll, daß er das Geſchäft von dem Träger dieſes Namens erworben 
habe. Auch ſtellt er nicht in Abrede, daß ſein Geſchäftsſchild mit der Aufſchrift „L. R. 
Nachf. R. B.“ verſehen iſt, und dieſer Umſtand genügt, um die Feſtſtellung der Führung 
der Geſchäftsbezeichnung zu rechtfertigen (vergl. Entſch. d. R. G. Bd. 5 S. 110, Bd. 36 
S. 13, Bd. 55 S. 83, 121; Beſchl. d. K. G. v. 20. Juli 1900 bei Mugdan-Falkmann, 
Bd. 1 S. 451; Joſeph, zu § 140 R. Frw. G. G. Anm. 3, 2. Aufl. S. 194; Goldmann, 
zu 837 9.6.8. Aum. 1 II, 1, Bd. 1 S. 172; Lehmann⸗Ring, zu § 37 Mans ©. 114, 
Staub, zu § 37 Anm. 20, 8. Aufl. Bd. 1 S. 201). Es bedarf aber keiner Ausführung, 
daß die Bezeichnung „L. R. Nachf. R. B.“ den Anſchein einer gemäß § 22 H. G. B. ge 
bildeten Firma erweckt. Ob nicht das Gleiche auch von der ſeitens des Landgerichts für 
zuläſſig erachteten Bezeichnung „R. B. vormals L. R.“ gelten würde, bedarf hier keiner 
Erörterung, da gegenwärtig nur die Zuläſſigkeit des Gebrauchs der Firma „L. R. Nachf. R. B.“ 
zur Entſcheidung ſteht. Immerhin mag beſonders betont werden, daß das Unzuläſſige 
dieſer Bezeichnung gerade in ihrer Firmenähnlichkeit zu finden iſt. Eine auf den Namen 
des Vorbeſitzers hindeutende Bezeichnung des Geſchäfts, die den Auſchein einer kauf⸗ 
männiſchen Firma nicht erweckt, iſt dem Handwerker und dem Minderkaufmanne durch das 
Handelsgeſetzbuch nicht verboten. 


2. Bücherſchau. 


(Eine Beiprehung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bücher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
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